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Am Abend des 6. September 2026 zeigte die erste Prognose für Sachsen-Anhalt 
eine Zahl, die es in der Geschichte der Bundesrepublik noch nicht gegeben hat: 
44,5 Prozent für die AfD. Die CDU, 2021 mit 37,1 Prozent noch klar stärkste Kraft, 
fiel auf 18,5. Zwischen der ersten und der zweiten Partei liegen 26 Punkte; vor 
fünf Jahren lagen sie, mit umgekehrtem Vorzeichen, bei 16. Die SPD, die dieses 
Land nach 1990 einmal regiert hat, landete bei 8 Prozent, hinter Linken und Grü-
nen. Die Wahlbeteiligung lag deutlich über den 60 Prozent von 2021; die Leute 
sind nicht zu Hause geblieben, sie sind hingegangen. Wie die nächste Landesre-
gierung aussieht, war am Abend offen. Was das Ergebnis bedeutet, nicht: Die 
Republik rückt nach rechts, und was die Umfragen seit zwei Jahren anzeigen, ist 
jetzt an der Urne bestätigt. 
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Gewählt wurde eine Landespartei, deren Maßstab nicht in Magdeburg sitzt, son-
dern in Erfurt. Björn Höcke stand in Sachsen-Anhalt auf keinem Stimmzettel, 
aber der völkische Flügel, den er verkörpert, hat den Landesverband seit Jahren 
geprägt. Wer am Sonntag AfD gewählt hat, hat das gewusst. Die Frage, die sich 
die anderen Parteien stellen müssten, lautet deshalb nicht, wie man diese Wäh-
ler beschimpft, sondern wie es so weit kommen konnte. 

Die SPD hat sich zwei Jahrzehnte lang in der Rolle eingerichtet, einer Politik die 
schärfsten Kanten abzuschleifen, die sie nicht entworfen hatte. Hartz IV war der 
Anfang, 2005 in Kraft gesetzt von einer sozialdemokratischen Regierung, gegen 
die eigenen Mitglieder verteidigt und bis heute nur umbenannt. Danach folgten 
Jahre als Juniorpartner der Union, in denen die Parteiführung offenbar glaubte, 
es genüge, den Kurs der CDU ein wenig abzufedern, um sich den Arbeitern und 
Angestellten ausreichend angedient zu haben. Ein Mindestlohn hier, eine Müt-
terrente dort. Wer im Schichtdienst eine Familie durchbringt, hat das als das er-
kannt, was es war. 

Der größere Sündenfall kam 2022. Mit der Zeitenwende übernahm die SPD eine 
Außen- und Rüstungspolitik, die mit Willy Brandt, Egon Bahr und Erhard Eppler 
nichts mehr zu tun hat, und erklärte sie zugleich für moderner als alles, was 
diese drei hinterlassen haben. Die Rückkehr zu Abschreckung, Aufrüstung und 
Blockdenken als Fortschritt gegenüber der Entspannungspolitik: Das ist ein Nar-
rativ, an das in den Betrieben niemand glaubt. Die Partei hat sich in einer Ideolo-
gie verschanzt, für die es keine Wähler gibt. 

Die Wähler haben das quittiert. Unter Arbeitern ist die AfD seit der Bundestags-
wahl 2025 mit 38 Prozent die stärkste Partei, weit vor CDU/CSU mit 22 und der 
SPD mit 12 Prozent. Unter allen Gewerkschaftsmitgliedern liegt sie mit 21,7 Pro-
zent knapp hinter der Union (23,1 Prozent), unter gewerkschaftlich organisierten 
Arbeitern dagegen vorn: 29,9 Prozent gegenüber 23,3 Prozent für CDU/CSU und 
20,2 Prozent für die SPD. Und in den Betriebsratswahlen dieses Frühjahrs haben 
AfD-nahe Listen in Automobil- und Zulieferwerken Ergebnisse erzielt, die vor fünf 
Jahren undenkbar waren: bei Mercedes in Untertürkheim rund 20 Prozent der 
Stimmen und 9 von 43 Mandaten, in Sindelfingen 6,1 Prozent und 3 von 57 Man-
daten, in Rastatt 4 Mandate, bei Audi in Ingolstadt und VW in Braunschweig je 2. 
Das ist keine Laune. Es hat sich etwas aufgestaut, über Jahre, und die Folgen 
des Ukraine-Krieges haben den letzten Damm brechen lassen. 

Denn das Wohlstandsversprechen, auf dem diese Republik gebaut ist, wird ge-
genüber der arbeitenden Bevölkerung nicht mehr eingehalten. Mieten und Ener-
giepreise verzehren, was an Lohn übrig bleibt: 2025 gingen im Durchschnitt 24,1 
Prozent des verfügbaren Haushaltseinkommens für Wohnkosten drauf, bei Ar-
mutsgefährdeten 43,7 Prozent; Gas kostete 79,1 Prozent mehr als im zweiten 
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Halbjahr 2021, Strom 23,4 Prozent mehr. Sozialer Aufstieg ist für die meisten seit 
Jahren keine realistische Aussicht mehr, während Kinderarmut und Altersarmut 
in jedem Stadtteil sichtbar sind: 2025 galten 16,0 Prozent der Unter-18-Jährigen 
und 19,5 Prozent der Menschen ab 65 Jahren als armutsgefährdet. Das Privat-
fernsehen liefert dazu das Kontrastprogramm: Formate, in denen Reichtum als 
Lebensleistung vorgeführt wird und wer ihn nicht erreicht, als selbst schuld gilt. 
Man muss diese Sendungen nicht sehen, um zu spüren, was sie mit einer Ge-
sellschaft machen, in der immer mehr Menschen das Gefühl haben, betrogen 
worden zu sein. 

Auf diesen Boden fiel die Migrationsdebatte. Fluchtbewegungen sind menschli-
che Krisen. Wer Macht und Geld hat, kann sie aber auch anders nutzen: als Ab-
lenkung von der eigenen Verteilungspolitik, als Angstmaschine, mit der man 
Menschen einredet, die Vertriebenen wollten ihnen das Wenige nehmen, das sie 
noch haben. Dass junge Männer ohne Perspektive, gleich welcher Herkunft, am 
Existenzminimum häufiger straffällig werden, ist seit Jahrzehnten bekannt und 
hätte eine Integrationspolitik erfordert, die diesen Namen verdient. Stattdessen 
lieferten die Fälle das Material für eine Kampagne, und die wenigen religiös mo-
tivierten Tötungsdelikte psychisch kranker junger Männer haben das vorgezeich-
nete Bild vollends festgezurrt. Welche Zeitung hat wohl mehr dazu beigetragen, 
dass deutsche Arbeiter die Migration als ihre Hauptlast empfinden: die Springer-
Presse oder das Fachblatt der Wohnungswirtschaft? 

Dann kam die Rechnung für die Aufrüstung. Das Fünf-Prozent-Ziel, das Donald 
Trump der NATO abverlangte und das Berlin in Den Haag mittrug, wird nicht aus 
dem Vermögen bezahlt, sondern aus dem Sozialhaushalt: von den unteren Ge-
haltsgruppen, von Alten, Kranken und Kindern. Milliarden für den Krieg in der Uk-
raine, Milliarden für Geflüchtete, die man nie ernsthaft integriert hat, und dazu 
eine Kriegsrhetorik, die Menschen in Angst versetzt, denen es ohnehin schon 
schlecht geht. Wer sich wundert, dass daraus Zorn wird, hat lange nicht mehr in 
einer Kantine gegessen. 

Die Taktik der Springer-Presse und der CDU ist dabei aufgegangen: die SPD gefü-
gig machen, dann ihre Wähler, dann die eigene Ideologie durchsetzen. Über das 
Ende der Sozialdemokratie wird man in diesen Kreisen nicht trauern. Nicht die 
Arbeiter haben die SPD verraten. Die SPD hat die Arbeiter verraten, weil sie sich 
der Union und ihrer Presse unterworfen und deren Kriegsrhetorik übernommen 
hat, mit einem Preis, den eine ohnehin ächzende Bevölkerung zu tragen hat. 

Und in diese Lücke tritt eine Partei, die sich zur Friedenspartei erklärt. 

Die AfD spielt heute die Rolle, die Gerhard Schröder 2002 gespielt hat. Damals 
gewann die SPD eine verloren geglaubte Bundestagswahl, weil sie sich gegen 
den Irak-Krieg stellte und als Friedenspartei auftrat. Heute fordert die AfD das 
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Ende der Waffenlieferungen an die Ukraine, Verhandlungen mit Moskau und die 
Reparatur von Nord Stream, und sie trifft damit eine Stimmung: Schon im Juli 
2025 wollten 47 Prozent der Deutschen, dass Berlin auf Waffenstillstand und 
Verhandlungen drängt, selbst wenn Russland die besetzten Gebiete behält. Im 
Juni 2026 ließ die AfD im Bundestag eine Aktuelle Stunde unter dem Titel 
„Deutschland ist nicht Kriegspartei“ ansetzen und war die einzige Fraktion, die 
das Ende der Ukraine-Unterstützung forderte. Die Sozialdemokratie hat dieses 
Feld geräumt. Jemand hat es besetzt. 

Nur: Das Vorbild dieser Friedenspartei heißt Donald Trump. Der hatte im Wahl-
kampf 2024 versprochen, keine neuen Kriege zu beginnen und den Ukraine-Krieg 
binnen 24 Stunden zu beenden. Was folgte, war die Bombardierung des Jemen 
ab März 2025, der Angriff auf iranische Atomanlagen im Juni 2025, die Tötung 
von Bootsbesatzungen vor Venezuela ab September 2025, der Militärschlag ge-
gen Venezuela selbst in der Nacht zum 3. Januar 2026, bei dem eine US-Eliteein-
heit Präsident Maduro aus Caracas verschleppte und nach venezolanischen An-
gaben rund hundert Menschen starben, und schließlich der Krieg gegen Iran ab 
dem 28. Februar 2026, dazu Drohungen gegen Grönland, Panama und Kanada. 
Kein amerikanischer Präsident seit George W. Bush hat in so kurzer Zeit so viele 
Kriegshandlungen angeordnet, und keiner hat vorher so laut vom Frieden ge-
sprochen. 

Warum sollte es in Deutschland anders laufen? Dieselbe Partei, die Frieden mit 
Russland verspricht, fordert in ihrem Grundsatzprogramm die Rückkehr zur 
Wehrpflicht, im Wahlprogramm 2025 zusätzlich den Aufbau offensiver Cyber-
Fähigkeiten und einen Dienst in den Streitkräften, der deutschen Staatsbürgern 
vorbehalten bleibt. Ihr verteidigungspolitischer Sprecher Rüdiger Lucassen ver-
langte im März 2025, Deutschland brauche eigene Atomwaffen und dafür so 
schnell wie möglich eine Grundgesetzänderung; sein Fraktionskollege Hannes 
Gnauck forderte einen eigenen nuklearen Schutzschirm. Und Björn Höcke, der 
in Dresden eine „Wende um 180 Grad” in der Erinnerungskultur verlangte und 
das Berliner Holocaust-Mahnmal ein Denkmal der Schande nannte, ist im Mai 
2024 vom Landgericht Halle zu 13.000 Euro Geldstrafe verurteilt worden, weil er 
eine SA-Losung öffentlich verwendet hatte. Frieden ist für diese Partei ein Wahl-
kampfwort. Was sie will, ist die Rückkehr des deutschen Nationalstaats als 
Machtfaktor, und dafür braucht sie genau die Armee, die Friedrich Merz ihr ge-
rade baut: die „stärkste konventionelle Armee Europas”, wie er am 14. Mai 2025 
im Bundestag ankündigte. 

Dass diesem Pazifismus niemand glaubt, zeigt sich am deutlichsten dort, wo 
man die AfD am besten kennen müsste: bei der französischen Rechten. Marine 
Le Pens Rassemblement National warf die AfD im Mai 2024 aus der gemeinsa-
men Fraktion im Europaparlament, nach den SS-Äußerungen des 
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Spitzenkandidaten Maximilian Krah. In die Nachfolgefraktion der „Patrioten für 
Europa” wurde die AfD nicht aufgenommen. Sie sitzt seither in einer selbstge-
gründeten Splitterfraktion am Rand. Man kann das als Skandalisierung eines 
Einzelfalls lesen. Man kann es auch als das lesen, was es historisch ist: Die fran-
zösische Rechte hat ein Gedächtnis für deutsche Parteien, die mit Frieden wer-
ben und Großmacht meinen, und sie hat sich vorsorglich abgegrenzt. 

Und die Antwort der demokratischen Parteien auf diese Gefahr besteht darin, 
ebenjene Armee weiterzubauen und dem Staat Instrumente in die Hand zu ge-
ben, die man nie wieder loswird. 

Die Liste ist lang, und sie ist in drei Jahren entstanden. Im März 2025 änderte der 
alte Bundestag noch schnell das Grundgesetz, damit Rüstungsausgaben ober-
halb von einem Prozent der Wirtschaftsleistung nicht mehr unter die Schulden-
bremse fallen; was darüber liegt, ist damit dem Haushaltsstreit und weitgehend 
der öffentlichen Kontrolle entzogen. Am 5. Dezember 2025 beschloss der Bun-
destag mit 323 zu 272 Stimmen das neue Wehrdienstgesetz: Fragebogenpflicht 
für alle 18-jährigen Männer, Musterungspflicht für alle ab Jahrgang 2008, und 
wenn sich nicht genug Freiwillige finden, eine „Bedarfswehrpflicht“, in der als 
letztes Mittel auch das Los entscheiden darf. Gefragt wurde die Generation, die 
das betrifft, nicht. Man hat ihr die Wehrpflicht in Etappen aufgebürdet, jede ein-
zelne Etappe klein genug, um keinen Aufschrei auszulösen. 

Parallel dazu wurde der Überwachungsapparat ausgebaut. Das Sicherheitspa-
ket vom Oktober 2024 erlaubte den biometrischen Abgleich von Gesichtern mit 
Daten aus dem Internet. Die Vorratsdatenspeicherung, zweimal von Gerichten 
kassiert, kehrt als „IP-Speicherung“ zurück: Am 22. April 2026 beschloss das 
Kabinett, dass Internetanbieter die IP-Adressen sämtlicher Nutzer drei Monate 
lang speichern müssen, ohne Anlass und ohne Verdacht, und dass Behörden 
ohne Richtervorbehalt darauf zugreifen dürfen. Hessen, Bayern und Nordrhein-
Westfalen lassen ihre Polizeidaten von der Software Palantir auswerten, jener 
amerikanischen Firma, deren Gründer Peter Thiel die Demokratie öffentlich für 
unvereinbar mit der Freiheit erklärt hat; Baden-Württemberg schloss im März 
2025 einen Vertrag über rund 25 Millionen Euro und ließ ihn im November von ei-
ner grün-schwarzen Landtagsmehrheit absegnen; im Bund prüft Innenminister 
Dobrindt seit Sommer 2025 den flächendeckenden Einsatz. Am 12. August 2026 
beschloss das Kabinett ein über 700 Seiten starkes Gesetzespaket, das Verfas-
sungsschutz und BND erstmals „aktive Maßnahmen“ erlaubt, dazu Online-
Durchsuchung, das Mitlesen verschlüsselter Kommunikation am Endgerät und 
den Abgleich biometrischer Daten mit dem Internet; Kritiker sehen darin den 
Bruch des Trennungsgebots zwischen Polizei und Geheimdiensten, das nach 
Gestapo und Stasi als Lehre galt. Und im Mai 2025 stimmte die Bundesregierung 
im Rat der EU einem Sanktionspaket zu, das neben dem Schweizer Ex-
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Nachrichtendienstler Jacques Baud auch den deutschen Journalisten Hüseyin 
Doğru traf: Kontosperrung, Berufsverbot in der Sache, kein Gericht, keine Anhö-
rung, kein Urteil. Ein deutscher Staatsbürger, per Verwaltungsakt aus dem Wirt-
schaftsleben entfernt, mit Zustimmung von Wadephul und von der Leyen. Was 
hier verloren geht, ist das, was in den Weimarer Verfassungsdebatten als 
Rechtsstaat bezeichnet wurde: dass die Obrigkeit ohne Richter nichts darf. 

Begleitet wird das von einer Rhetorik, die den Krieg herbeiredet. „Wir sind nicht 
im Krieg, aber wir sind auch nicht mehr im Frieden“, sagte Friedrich Merz am 29. 
September 2025 in Düsseldorf. Boris Pistorius will das Land „kriegstüchtig”. 
Drohnen über Flughäfen, Kabelschäden in der Ostsee, Sabotagevorwürfe: Vieles 
davon mag zutreffen, belegt ist wenig, und jedes Ereignis wird zum Beweis, dass 
der Angriff bereits läuft und deshalb auch der Gegenangriff vorbereitet werden 
muss. Das ist die Logik, mit der Staaten seit 1914 in Kriege geraten sind. 

Wer das verteidigt, beruft sich auf 1932: Papen setzte die gewählte preußische 
Regierung ab, die SPD verzichtete auf den Generalstreik und vertraute auf den 
Staatsgerichtshof. Daraus wurde die wehrhafte Demokratie, mit der die bürgerli-
che Mitte heute begründet, die AfD zu beobachten und notfalls verbieten zu las-
sen. Das Beschatten einer völkischen Partei ist nicht das Problem, sondern wel-
che Instrumente dabei entstehen und wer sie erbt. 

Die andere Lehre wird vergessen. In Bad Harzburg traten 1931 Deutschnatio-
nale, Stahlhelm und NSDAP gemeinsam auf; Hugenberg hielt die Nazis für seine 
Lautsprecher und saß am 30. Januar 1933 mit Papen in Hitlers Kabinett, über-
zeugt, man habe Hitler binnen zwei Monaten „in die Ecke gedrückt, dass er 
quietscht“. Übergeben wurden Reichswehr, Polizei und Verwaltung, längst auf 
Gehorsam getrimmt. 

Was heute entsteht, ist leistungsfähiger, und was eine Regierung damit anfan-
gen will, lässt sich in den USA besichtigen. Dort verlangte das Pentagon von 
Anthropic, dem Hersteller des KI-Modells Claude, den Zugriff für „jede rechtmä-
ßige Nutzung“, einschließlich der Massenüberwachung der eigenen Bevölkerung 
und vollautonomer Waffen. Die Firma zog an genau diesen beiden Stellen eine 
Grenze und blieb dabei. Trump ordnete daraufhin am 27. Februar 2026 an, dass 
alle Bundesbehörden ihre Technik abstoßen, und Hegseth stufte sie als Risiko 
für die Lieferkette ein, eine Kategorie, die bis dahin chinesischen Firmen vorbe-
halten war. Niemand in der Bundesregierung verlangt heute Vergleichbares. 
Aber der Apparat, der hier entsteht, fragt nicht, wer ihn einmal bedient. Eine au-
toritäre Regierung fände Datenbanken, Befugnisse, Musterungslisten und die 
größte Armee Europas vor. Es wäre schlüsselfertig. 

Und dass diese Partei den Schlüssel will, verbirgt sie nicht. Remigration steht 
seit dem Parteitag von Riesa im Januar 2025 in ihrem Wahlprogramm, per 
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Änderungsantrag nachgetragen, nachdem man ein Jahr lang behauptet hatte, 
das sei ein Missverständnis. Ihr Verteidigungssprecher verlangt eine Grundge-
setzänderung für eigene Atomwaffen, Höcke das Ende der „Bewältigungspolitik“ 
und eine Verfassung, die dem Volk, nicht der Bundesrepublik diene. Seine Ver-
achtung für diesen Staat ist protokolliert. Wenn eine Partei dieses Zuschnitts mit 
Abstand stärkste Kraft in einem Bundesland wird, ist die Demokratie in Gefahr. 
Das darf man nicht abschwächen, und dieser Text schwächt es nicht ab. 

Aber man wird dieser Partei nicht Herr, indem man ihr den Staat baut, den sie 
sich selbst nie hätte bauen können. Die SPD steht auf dem Abstiegsplatz, weil 
sie in zwanzig Jahren dreimal dasselbe getan hat: die Politik der anderen abgefe-
dert, statt eine eigene zu machen, mit Hartz IV, als Juniorpartner, mit der Zeiten-
wende. Sie hat den Arbeitern die Rechnung für Aufrüstung und Krieg vorgelegt 
und ihnen dazu erklärt, das sei Fortschritt. Und sie hat das Feld geräumt, auf 
dem sie ihre letzte Bundestagswahl aus eigener Kraft gewonnen hat; wer es jetzt 
besetzt, meint mit Frieden etwas anderes. Bevor die Demokratie am Hindu-
kusch, im Indopazifik oder im Donbass verteidigt wird, muss sie in Deutschland 
verteidigt werden: gegen die Militarisierung der Gesellschaft auf Kosten von Ar-
beitern, Rentnern, Kindern und Kranken, und gegen einen Apparat, der auf sei-
nen nächsten Besitzer wartet. 

Nur wenn wir Frieden schaffen, schaffen wir Demokratie. 

 

 

  

© 2026 Erhard-Eppler-Kreis  
Abmelden 

 

 

https://substack.com/redirect/2/eyJlIjoiaHR0cHM6Ly9lcmhhcmRlcHBsZXJrcmVpcy5zdWJzdGFjay5jb20vYWN0aW9uL2Rpc2FibGVfZW1haWw_dG9rZW49ZXlKMWMyVnlYMmxrSWpvMU1ETTVNemd5TXprc0luQnZjM1JmYVdRaU9qSXhORFExTkRVeE55d2lhV0YwSWpveE56ZzROekUyTkRNd0xDSmxlSEFpT2pFNE1qQXlOVEkwTXpBc0ltbHpjeUk2SW5CMVlpMDRNVFF5TlRZM0lpd2ljM1ZpSWpvaVpHbHpZV0pzWlY5bGJXRnBiQ0o5Ljh5bjB2b2FORVlLSG9XQlpMU3Z3TjA0VjN4TDZzcTRpZkJVYWtzNDM4ZDgiLCJwIjoyMTQ0NTQ1MTcsInMiOjgxNDI1NjcsImYiOnRydWUsInUiOjUwMzkzODIzOSwiaWF0IjoxNzg4NzE2NDMwLCJleHAiOjIxMDQyOTI0MzAsImlzcyI6InB1Yi0wIiwic3ViIjoibGluay1yZWRpcmVjdCJ9.92251BpqnRvJPpPyPU3vRjoY3Ga6frtZRyepURxi9bM?
https://substack.com/redirect/8d303469-2c72-4bc8-b041-2a5c4cf74a44?j=eyJ1IjoiOGMxNThmIn0.iJyatBw7a0neY8Tydoj4-gaJabCqRMsQQ6FMRwGZeV4
https://substack.com/redirect/2/eyJlIjoiaHR0cHM6Ly9zdWJzdGFjay5jb20vc2lnbnVwP3V0bV9zb3VyY2U9c3Vic3RhY2smdXRtX21lZGl1bT1lbWFpbCZ1dG1fY29udGVudD1mb290ZXImdXRtX2NhbXBhaWduPWF1dG9maWxsZWQtZm9vdGVyJmZyZWVTaWdudXBFbWFpbD1LbmViZWwtQnJlbWVuQHQtb25saW5lLmRlJnI9OGMxNThmIiwicCI6MjE0NDU0NTE3LCJzIjo4MTQyNTY3LCJmIjp0cnVlLCJ1Ijo1MDM5MzgyMzksImlhdCI6MTc4ODcxNjQzMCwiZXhwIjoyMTA0MjkyNDMwLCJpc3MiOiJwdWItMCIsInN1YiI6ImxpbmstcmVkaXJlY3QifQ.Rvi42ZfbQW5XZad5NJkB4h8uDUCH5Js9rSX9Tq06HQU?

